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Normenkollisionen und Normenkontrolle
in China

Die Kollision verschiedener Regelungsquellen
kommt in der chinesischen Rechtpraxis h�ufig vor
und stellt die Gerichte vor große Herausforderungen.
Die Kontrollbefugnis der Gerichte ist dabei be-
schr�nkt. Das Gesetzgebungsgesetz der VR China
(GGG) gibt Regeln f�r die Anwendung der „richti-
gen“ Norm im Falle einer Kollision vor. Die im GGG
enthaltenen Kollisionsregeln sind unl�ngst einer Re-
form unterzogen worden. Der folgende Beitrag be-
leuchtet die Neuerungen, welche die Reform ge-
bracht hat, und bewertet deren Auswirkungen, u.a.
im Hinblick auf eine St�rkung der B�rgerrechte.

I. Einleitung

Ein großes Hindernis bei der Besch�ftigung mit dem chine-
sischen Recht liegt im komplexen Umgang mit den Rechts-
quellen. Dies erschwert oft eine pr�zise Erfassung der
Rechtslage. Nicht selten st�ßt man bei einer Rechtsfrage auf
eine Vielzahl von Normen, die sich einander widerspre-
chen.1 Besonders ausgepr�gt ist dies bei Normen des Ver-
waltungsrechts. Die verbreitete Normenkollision2 wurde
zwar aufgrund der drohenden Gef�hrdung von Rechtssicher-
heit und -gleichheit als Problem in Literatur und Praxis
l�ngst erkannt und vom Gesetzgeber durch die Verabschie-
dung des Gesetzgebungsgesetzes der VR China (GGG) im
Jahr 2000 angegangen.3 Im Kern wurde sie jedoch nie besei-
tigt. Im M�rz 2015 wurde das GGG zum ersten Mal nach
dessen Erlass teilrevidiert. Hierbei bildet die Erwiderung
der Normenkollision einen Schwerpunkt. Dieser Problema-
tik soll auch mit der j�ngst ergangenen und umfassenden
�nderung des Verwaltungsprozessgesetzes (VwPG) Rech-
nung getragen werden, in welcher eine St�rkung der Nor-
menkontrolle vorgesehen wurde.

Der vorliegende Beitrag untersucht die Ursachen von Nor-
menkollisionen und pr�ft die neuen Maßnahmen, insbeson-
dere die Normenkontrolle, auf ihre Wirksamkeit. Bei die-
sem Vorgehen wird die einschl�gige Rechtsprechung be-
r�cksichtigt. Es wird aufgezeigt, dass die Pr�valenz von
Normenkonflikten4 ein dem zentralistischen und politischen
System Chinas immanentes Strukturproblem darstellt, wel-
ches ohne grundlegende Reformen nicht zu beseitigen ist.
Gleichwohl sind die j�ngsten Neuerungen begr�ßenswert,
die einerseits den Gesetzgebern mehr technische Hilfsmittel
f�r eine Qualit�tsverbesserung der Normen zur Verf�gung
stellen und anderseits die bisher „wild“ gewordenen lokalen
Normsetzungen mit rechtlichen Mitteln zu b�ndigen versu-
chen.

II. Begriff und Typen der Normenkollision

1. Begriff

In diesem Beitrag bezieht sich der Begriff der Normenkolli-
sion ( ) im innerstaatlichen Recht auf diejenige
Situation, in welcher zur Regelung desselben Sachverhalts

zwei oder mehr inhaltlich unterschiedliche Rechtsnormen
innerhalb einer Rechtsordnung vorhanden sind und die An-
wendung dieser Normen zu inkompatiblen Rechtsfolgen
f�hren w�rde.5 Dieser mehrheitlichen Auffassung stehen
noch andere Definitionsversuche gegen�ber.6 In China wer-
den Normenkollisionen auch Gesetzeskollisionen ( )
genannt und als ein Unterfall der Normenkonkurrenz ange-
sehen.7

Das GGG verwendet den Begriff der Normenkollision nicht,
sondern f�hrt zwei andere Termini ein: Nicht�bereinstim-
mung ( ) und Unvereinbarkeit ( ). Eine Nicht�ber-
einstimmung (§§ 92, 94, 95 u. 96 GGG n.F.) bezieht sich nur
auf inhaltliche Unterschiede in zwei gleichrangigen Nor-
men, die durchaus zul�ssig sein k�nnen und die Geltungs-
kraft der betroffenen Normen nicht beeintr�chtigen. Typi-
sche Formen der Nicht�bereinstimmung sind beispielsweise
ein unterschiedlicher Anwendungsumfang und unterschied-
liche Anwendbarkeitsvoraussetzungen mehrerer Normen.
Im Gegensatz dazu handelt es sich bei einer Unvereinbarkeit
(§§ 72f., 87, 97, 99 GGG n.F.) um Konflikte zwischen Nor-
men unterschiedlicher Rangordnungen, welche die Beein-
tr�chtigung der Geltung einer der betroffenen Normen zur
Folge haben.8

2. Rechtsquellen

An dieser Stelle soll zun�chst verdeutlicht werden, welche
Rechtsnormen von diesem Beitrag erfasst werden. Innerhalb
der chinesischen Normenhierarchie finden sich auf nationa-
ler Ebene formelle Gesetze ( ), Verwaltungsverordnun-
gen des Staatsrats ( ), Satzungen von Ministerien und
anderen dem Staatsrat untergeordneten Organen ( )
sowie auf lokaler Ebene lokale Bestimmungen der Volks-
kongresse der Provinzen bzw. der gr�ßeren St�dte
( ) und Satzungen der Regierungen auf Provinzebe-
ne und der St�dte mit Bezirken ( ). Faktisch beson-
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1 F�r eine Zusammenfassung und Analyse dieser Frage vgl. Stursberg,
Der Dualismus des chinesischen Kapitalgesellschaftsrechts, 2014,
S. 55 ff.

2 In der deutschen Sprache werden beide Begriffe – Normenkollision und
Normkollision – verwendet. Normenkollision erscheint gebr�uchlicher.

3 Es ist wohl eine Besonderheit des Rechts der VR China, dass mit dem
GGG ein Gesetz geschaffen worden ist, das sich ausschließlich der
Normsetzung durch die Legislative und Exekutive widmet. Dies war al-
lerdings auch ein Argument gegen die Schaffung eines solchen Gesetzes
in den 1990er Jahren; LI Yahong, Hong Kong Law Journal 2000, 120.
Ein Teil des GGG, das sich der Kompetenz der Organe widmet, ist ledig-
lich eine Doppelung der chinesischen Verfassung und der Gesetze �ber
die Volkskongresse.

4 Berichten zufolge betreffen ein Drittel der Anfragen beim St�ndigen
Ausschuss des Nationalen Volkskongresses (NVK) die Anwendung des
richtigen Rechts; vgl. LIANG Fengyun, Administration Reform 2012/5,
52.

5 CAO Liu, Administrative Law Study 2010/1, 68; DONG Shuping, Legal
Forum 2010/5, 101; TIAN Shui, China Legal Science 2001/1, 90;
ZHENG Yi, Administrative Tribune 2013/3, 79.

6 Andere Definitionen bei DONG Shuping (Fn. 5), 101.
7 LEI Lei, in: XIE Hui (Hrsg.), Legal Method, 2008, S. 251 f.
8 DONG Shuping (Fn. 5), 101 f.
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ders bedeutsam sind abstrakt-generelle Normen der Verwal-
tung mit Außenwirkung unterhalb der Satzung, obwohl sie
keine offizielle Rechtsquelle darstellen (Einzelheiten hierzu
unter III.d). Außer den oben genannten Normgebern verf�gt
keine weitere K�rperschaft bzw. Person des �ffentlichen
Rechts �ber origin�re Normsetzungsbefugnisse.

Einen besonderen Status haben justizielle Auslegungen des
Obersten Volksgerichts (OVG). Diese stellen ebenso wenig
offizielle Rechtsquellen dar, binden aber alle Gerichte und
werden faktisch als Rechtsquellen betrachtet. Gleiches gilt
f�r die Auslegungen der Obersten Staatsanwaltschaft.

Nicht als Rechtsquellen eingestuft werden die internen Re-
gelungen der Kommunistischen Partei. Diese werden zwar
als „parteiinterne Rechtsnormen“ ( ) bezeichnet; die
Kommunistische Partei ist jedoch nicht mit Normsetzungs-
befugnissen ausgestattet.9

3. Typen

Im chinesischen Schrifttum gibt es zahlreiche Ans�tze, Nor-
menkollisionen bestimmten Typen zuzuordnen. Die dabei
herangezogenen Kategorien sind vielf�ltig.10 An dieser Stel-
le soll nur auf die in der Praxis bedeutsamen Einteilungen
hingewiesen werden.

a) Vertikale und horizontale Kollisionen

Der wohl verbreitetste Ansatz teilt die Kollisionsf�lle in
zwei Typen ein, in vertikale und in horizontale Normen-
kollisionen.11 Erstgenannter bezeichnet Kollisionen zwi-
schen Normen verschiedener Rangordnungen, horizontal
ist eine Kollision zwischen gleichrangigen Normen. Fol-
gende Konstellationen umfassen horizontale Kollisionen:
Kollisionen zwischen Gesetzen, zwischen Verwaltungsver-
ordnungen, zwischen lokalen Bestimmungen, zwischen
lokalen Bestimmungen und Satzungen, zwischen Satzun-
gen verschiedener Arten etc. Diese Vielzahl horizontaler
Kollisionen ist darauf zur�ckzuf�hren, dass man sich
w�hrend des Gesetzgebungsprozesses des GGG nicht auf
ein klares Rangverh�ltnis einigen konnte, sodass nun
mehrere Normtypen im GGG als gleichrangig eingestuft
werden. Eine Lehrmeinung nimmt Kollisionen zwischen
Satzungen der Ministerien und lokalen Bestimmungen so-
wie zwischen Satzungen lokaler Regierungen und Satzun-
gen der Ministerien aus dem Anwendungsbereich der ho-
rizontalen Normenkollision aus und stuft diese als eine ei-
gene Kategorie (Kollision zwischen lokalen und zentralen
Normen12 oder Kollision zwischen quasi-gleichrangigen
Normen13) ein.

b) Positive und negative Kollisionen

Die zweite f�r die Praxis wichtige Einteilung ist diejenige in
positive und negative Kollisionen. Bei einer positiven Kolli-
sion widersprechen Regelungen einander ausdr�cklich, was
sowohl zwischen gleichrangigen Normen als auch zwischen
Normen unterschiedlicher Rangordnungen vorkommen
kann. Die genaue Bedeutung der negativen Kollision ist je-
doch noch umstritten.14 Jedenfalls liegt eine negative Kolli-
sion dann vor, wenn eine bestimmte Regelung nur in einer
Norm niedrigeren Ranges zu finden ist und eine unmittelba-
re Grundlage daf�r in einer h�herrangigen Norm fehlt.15 Ty-
pische F�lle sind Satzungsregelungen, die weder in einem
formellen Gesetz noch in einer Verwaltungsverordnung eine
Grundlage finden.

c) Systemkonforme und systemwidrige Kollisionen16/
Echte und unechte Kollisionen17

Eine dritte Typisierung unterscheidet zwischen der system-
konformen und der systemwidrigen Kollision oder auch
zwischen einer echten und unechten Kollision. Beim ersten
Typ handelt es sich um eine beabsichtigte und zul�ssige Ab-
weichung zwischen den Normen, beim zweiten Typ beruht
die Abweichung auf Versehen, Fehler oder einer absichtli-
chen Kompetenz�berschreitung. Hierzu geh�ren F�lle, in
denen entweder ein unmittelbarer Widerspruch zu einer ge-
schriebenen rangh�heren Norm, ein Widerspruch zu Sinn
und Zweck sowie Grundprinzipien der rangh�heren Norm
oder ein Widerspruch zwischen �lteren und neueren Rechts-
normen vorliegen.18

d) Weitere Zuordnungen

Folgende weitere Einteilungen der Normenkollisionen sind
in der Literatur herausgearbeitet worden und werden hier
nur kurz erw�hnt:

(1) Rechtsgebiets�bergreifende Kollisionen (z.B. Kollision
zwischen Verwaltungsgesetzen und Zivilgesetzen) und Kolli-
sionen innerhalb eines Rechtsgebiets (z.B. zwischen Verwal-
tungsverordnungen und Satzungen);19

(2) Kollisionen mit Kollisionsregeln und ohne Kollisionsregeln;
Letztere beziehen sich z.B. auf diejenigen F�lle, in denen
Rechtsnormen unterschiedlicher Verwaltungsbezirke voneinan-
der abweichen, aber ein interlokales Kollisionsrecht fehlt;20

(3) implizite und explizite Kollisionen.21 Hierbei handelt sich
um die chinesische Bezeichnung der dem deutschen Recht be-
kannten Unterscheidung zwischen prim�rer und sekund�rer
Kollision. Als Beispiel f�r eine implizite Kollision wird der Fall
genannt, dass ein verheirateter Mann in einem Testament seiner
Freundin sein gesamtes Verm�gen vermacht. Da der Pflicht-
teilsanspruch des Ehegatten und der Kinder dem chinesischen
Recht fremd ist, w�re das Testament nach dem Grundsatz der
Testierfreiheit wirksam. Das zust�ndige Gericht erkl�rte jedoch
den letzten Willen des Erblassers aufgrund des Grundsatzes der
Monogamie im chinesischen Eherecht f�r nichtig.22

III. Ursachen einer Normenkollision

1. Mangelhafte Kompetenzaufteilung

a) Kompetenzaufteilung zwischen dem Nationalen
Volkskongress und den lokalen Volkskongressen

Allgemein wird als Hauptursache f�r die h�ufig vorkom-
menden Normenkollisionen die mangelhafte Kompetenz-
aufteilung zwischen dem nationalen Gesetzgeber und den
lokalen Gesetzgebern gesehen. China ist ein Einheitsstaat,
weshalb dem Nationalen Volkskongress (NVK) verfas-
sungsrechtlich uneingeschr�nkt origin�re Gesetzgebungs-
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9 JIANG Mingan, Beijing University Academic Journal (Philosophy and
Social Science) 2012/3, 111, 112, ordnet die „parteiinternen Rechtsnor-
men“ dem „Soft Law“ zu.

10 ZHENG Yi (Fn. 5), 80 f.
11 CAO Liu (Fn. 5), 69 f.; XIONG Wenzhao, Administrative Reform 2012/

5, 53, 54.
12 DONG Hao, Legal Science Monthly 2012/3, 43, 44.
13 CAO Liu (Fn. 5), 70.
14 ZHENG Yi (Fn. 5), 81; XIONG Wenzhao (Fn. 11), 53 f.
15 WANG Guisong, Studies in Law and Business 2010/2, 70.
16 CAO Liu (Fn. 5), 71 f.; DONG Shuping (Fn. 5), 103 f.
17 DONG Hao (Fn. 12), 48.
18 DONG Shuping (Fn. 5), 104 ff.
19 ZHOU Gangzhi, Studies in Law and Business 2011/3, 60.
20 CAO Liu (Fn. 5), 70 f.
21 LEI Lei (Fn. 7), S. 254.
22 DONG Shuping (Fn. 5), 104.
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kompetenzen einger�umt sind. Ob davon Gebrauch gemacht
wird, h�ngt von der Kapazit�t, dem Sachverstand und dem
Willen des NVK ab.23 Das GGG hat zwar einen Gesetzesvor-
behalt eingef�hrt und dem NVK ausschließliche Kompeten-
zen zugewiesen, aber jenseits dieser Einschr�nkung ist die
konkurrierende Gesetzgebung mangels ausdr�cklicher Re-
gelung stets m�glich, sodass einerseits die lokalen Legislati-
vorgane und andererseits die Verwaltung in den restlichen
Bereichen gesetzgeberisch t�tig werden k�nnen.24 Eine klare
Abgrenzung der Sachkompetenz zwischen diesen Norm-
gebern fehlt in der Regel. Ausnahmen sind zwar im Ver-
waltungsstrafgesetz, Verwaltungsgenehmigungsgesetz und
Verwaltungszwangsgesetz zu finden,25 weil diese Gesetze
gerade zu dem Zweck geschaffen wurden, F�llen von Miss-
brauch entgegenzusteuern. Trotzdem wird diese Abgren-
zung in der Praxis oft bewusst oder unbewusst zugunsten
lokaler Interessen missachtet.

Diesbez�glich st�ßt man auf zahllose Beispiele: In der Pro-
vinz Guangdong wollte der Volkskongress der Provinz die
Regelung einf�hren, welche Immobilienverwaltern die Haf-
tung f�r defekte Fahrst�hle aufb�rden sollte;26 in der Stadt
Shenzhen wird ein Verstoß gegen das Rauchverbot mit bis
zu 500 RMB bestraft;27 die Stadt Shenyang sanktioniert eine
Fahrtenverweigerung des Taxifahrers mit bis zu 3000 RMB
Bußgeld;28 in der Sonderwirtschaftszone Zhuhai ist die Be-
f�rderung eines Beamten zu einer Spitzenposition ausge-
schlossen, wenn seine Ehegattin oder seine Kinder ins Aus-
land ausgewandert sind;29 die Stadt Beijing verbietet das
Betteln und Musizieren in U-Bahn-Stationen und in U-
Bahn-Waggons und belegt Verst�ße mit einem Bußgeld von
bis zu 1000 RMB.30 In all diesen F�llen fehlt eine unmittel-
bare Rechtsgrundlage auf nationaler Ebene.

Konkret d�rfen zust�ndige lokale Volkskongresse31 drei Ka-
tegorien von Rechtsnormen erlassen:

(1) Normen, die die Umsetzung nationaler Gesetze und Ver-
waltungsverordnungen des Staatsrats mit R�cksicht auf lo-
kale Umst�nde betreffen (die sog. „umsetzenden lokalen
Bestimmungen“; vgl. § 73 Abs. 1 Nr. 1 GGG n.F.).

(2) Normen, die zur Regelung lokaler Angelegenheiten erfor-
derlich sind (die sog. „autonomen lokalen Bestimmungen“;
vgl. § 73 Abs. 1 Nr. 2 GGG n.F.); der Schl�sselbegriff „lo-
kale Angelegenheiten“ ( ) ist jedoch nicht legaldefi-
niert und wird weit verstanden.

(3) Lokale Bestimmungen, bevor ein formelles Gesetz oder
eine Verwaltungsverordnung auf nationaler Ebene verab-
schiedet wurde (die sog. „lokale Vorabgesetzgebung“). In
diesem Fall m�ssen die in Frage stehenden Normen ledig-
lich angepasst oder außer Kraft gesetzt werden, wenn sie
sp�ter erlassenen Gesetzen oder Verwaltungsverordnungen
widersprechen (§ 73 Abs. 2 GGG n.F.).

Gerade in Bereichen, in denen der NVK nicht eingreifen will,
wie einst bei der Regelung zur Behandlung von Geis-
teskranken, erweisen sich lokale Pilotvorschriften als beson-
ders hilfreich. Anders als dem NVK ist den lokalen Volkskon-
gressen keine ausschließliche Kompetenz zugewiesen. Lo-
kale Normsetzungen sind gegen�ber der nationalen Normset-
zung des NVK und des Staatsrates (also auch gegen�ber der
zentralenVerwaltung) stets erg�nzendundsubsidi�r.32

b) Kompetenzaufteilung zwischen der Zentralregierung
und den lokalen Regierungen

Hinzu kommt, dass die Zentralregierung und die Lokalre-
gierungen ebenfalls konkurrierende Kompetenzen besitzen.
Nach § 82 GGG n.F. soll jede hierzu erm�chtigte Regierung

innerhalb der eigenen Kompetenzen Satzungen verabschie-
den d�rfen. Wem welche Kompetenzen zustehen, wird aller-
dings nicht weiter ausgef�hrt. Da den Legislativorganen die
Sachn�he und die entsprechenden Personal- und Sachres-
sourcen fehlen und die Verwaltung bei der Normsetzung
deshalb eine gr�ßere Rolle spielt als das Legislativorgan auf
der gleichen Ebene, ist der Kompetenzstreit zwischen der
Zentralregierung und den lokalen Regierungen noch bedeut-
samer f�r das Konfliktpotential zwischen zentralen und lo-
kalen Rechtsnormen.

Zu ber�cksichtigen ist auch der Kompetenzstreit innerhalb
der Exekutive. Bei Konflikten zwischen verschiedenen Res-
sorts �berwiegt oft das Eigeninteresse am Erhalt oder an der
Mehrung eigener Kompetenzen, und ein Machtverzicht ge-
staltet sich als immer schwieriger. Dies zeigte sich exempla-
risch bei der Schaffung einer einheitlichen Eintragungsord-
nung f�r unbewegliche Sachen, die am Ende als eine vorl�u-
fige Verwaltungsverordnung verk�ndet werden musste.

c) Kompetenzaufteilung zwischen der Exekutive
und der Legislative

Ferner ist die Kompetenzaufteilung zwischen der Exekutive
und der Legislative auf der zentralen Ebene (vgl. oben III. 1.
a), insbesondere aber diejenige auf lokaler Ebene nicht hin-
reichend gekl�rt. Auf der zentralen Ebene darf der Staatsrat
in folgenden drei Konstellationen Verwaltungsverordnun-
gen erlassen:

(1) zur Umsetzung von nationalen Gesetzen,

(2) zur Regelung der dem Staatsrat obliegenden Verwaltungs-
sachen,

(3) aufgrund der Erm�chtigung des NVK und seines St�ndigen
Ausschusses (§§ 9, 65 GGG n.F.).

Auf der lokalen Ebene werden aus praktischen Erw�gungen
oft Satzungen favorisiert, weil diese von den lokalen Regie-
rungen schneller verabschiedet werden k�nnen als Regelun-
gen durch die lokalen Volkskongressen in Gestalt einer lo-
kalen Bestimmung. Theoretisch ist der Umfang lokaler Be-
stimmungen weiter als der von Satzungen, denn Letztere
m�ssen auf Gesetzen oder Verwaltungsverordnungen basie-
ren, w�hrend Erstere lediglich Gesetzen oder Verwaltungs-
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23 XU Anbiao, Administrative Reform 2012/5, 49.
24 Nach WANG kai, Chinesische Sozialwissenschaftliche Zeitung vom

24. 9. 2014, S. 8, hat der Gesetzesvorbehalt vor allem die Funktion, die
Befugnisse zwischen Legislative und Exekutive abzugrenzen; zur Ein-
schr�nkung der Kompetenz lokaler Volkskongresse s. XU Anbiao
(Fn. 23), 49.

25 XU Anbiao (Fn. 23), 49.
26 Unter: http://epaper.nandu.com/epaper/A/html/2015-01/10/content_337

3829.htm?div=-1.
27 Art. 39 der Verordnung der Stadt Shenzhen zur Raucherkontrolle

( ), verabschiedet durch den St�ndigen Aus-
schuss des VK der Sonderwirtschaftszone Shenzhen am 15. 11. 2013, in
Kraft seit dem 1. 3. 2014.

28 Art. 35 Nr. 4 der Verordnung der Stadt Shenyang zur Verwaltung des
Markts des Personentransports auf Straßen ( ),
verabschiedet durch den St�ndigen Ausschuss des VK der Stadt She-
nyang am 9. 6. 2003, mit Wirkung zum 1. 8. 2012 zuletzt ge�ndert.

29 Art. 28 der Verordnung der Sonderwirtschaftszone Zhuhai �ber die Kor-
ruptionsvorbeugung ( ), verabschiedet durch den
St�ndigen Ausschuss des VK Zhuhai am 26. 7. 2013, in Kraft seit dem
1. 10. 2013.

30 Art. 43 Nr. 15 i.V. m. Art. 69 Abs. 2 der Verordnung �ber die Betriebssi-
cherheit im Schienenverkehr in Beijing ( ),
verabschiedet durch den St�ndigen Ausschuss des VK der Stadt Beijing
am 28. 11. 2014, in Kraft seit 1. 5. 2015.

31 Diese umfassen gem�ß § 72 GGG n. F. Volkskongresse der Provinzen,
der autonomen Gebiete und regierungsunmittelbaren St�dte und Volks-
kongresse der gr�ßeren St�dte.

32 ZHOU Wangsheng, Administrative Law Study 1994/4, 33, 34.
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verordnungen nicht widersprechen d�rfen. Faktisch werden
diese Voraussetzungen aber nicht immer eingehalten, so
dass eine Kompetenz�berschreitung keine Seltenheit dar-
stellt.33 Beispielsweise d�rfen Satzungen nach dem Verwal-
tungsstrafgesetz nur Verwarnungen und Geldbußen festle-
gen. Die Einf�hrung anderer Sanktionstypen, wie beispiels-
weise die Einschr�nkung der k�rperlichen Freiheit, ge-
schieht jedoch in Satzungen h�ufig.34

Die mangelhafte Machtaufteilung zwischen den Exekutiv-
und Legislativorganen wird dadurch versch�rft, dass sich
der Kreis der Normengeber mit Satzungsbefugnissen per-
manent ausbreitet.35 Urspr�nglich waren nur Ministerien der
Zentralregierung zum Erlass von Satzungen befugt. Seit
2000 verf�gen auch dem Staatsrat unmittelbar untergeord-
nete Organe und �ffentliche Institutionen sowie lokale Re-
gierungen der gr�ßeren St�dte �ber diese Befugnis. Da der
Staatsrat selbst befugt war, den Status einer Stadt mit Bezir-
ken konstituierend zu vergeben, nahm die Anzahl dieser
St�dte stets zu.36

d) Zwei Optionen der Normsetzung durch
die Verwaltung

Eine weitere Ursache f�r die Normenkollision ergibt sich
daraus, dass den Exekutivorganen im Bereich der Normset-
zung37 zwei Optionen zur Verf�gung stehen:

Die staatlichen Exekutivorgane k�nnen neben Satzungen
n�mlich noch andere allgemein-verbindliche Rechtsnor-
men erlassen, die abstrakt-genereller Natur sind, allerdings
prozessual nicht dem Verfahren zur Verabschiedung von
Satzungen folgen. Diese Normen werden nicht Satzungen,
sondern „allgemeine normative Dokumente“ oder „Doku-
mente mit Normencharakter“ ( )38 genannt. Sie
werden in der Regel betitelt mit „Stellungnahmen“, „Mit-
teilungen“ oder „Schreiben“ etc.39 Solche Normen werden
weder ausdr�cklich in der Normenhierarchie erw�hnt noch
als offizielle Rechtsquellen anerkannt, obwohl sie h�ufig
den Verwaltungsakten zugrunde gelegt werden. Zu dieser
Kategorie z�hlen auch abstrakt-generelle Auslegungen, die
die Verwaltung zu von ihnen erlassenen Normen verab-
schiedet. Ob eine abstrakt-generelle Vorschrift der Verwal-
tung einer Verwaltungsverordnung, einer Satzung oder ei-
nem Dokument mit Normcharakter zuzuordnen ist, wird
lediglich dadurch entschieden, welches Organ nach wel-
chen Verfahrensregeln die Vorschrift erlassen hat. Denn f�r
die Ausarbeitung und Verabschiedung von Verwaltungsver-
ordnungen und Satzungen gelten zwei nationale Verfah-
rensnormen,40 w�hrend die entsprechenden Verfahrensfra-
gen bei normativen Dokumenten haupts�chlich durch lo-
kale Vorschriften geregelt sind.41 Hingegen ist der Unter-
schied zwischen Satzungen und normativen Dokumenten
in Bezug auf den Regelungsgegenstand oft nicht sonder-
lich groß. Die Verwaltung kann daher grunds�tzlich im
Rahmen ihrer Normsetzungst�tigkeiten selbst zwischen
diesen zwei Formen w�hlen.

F�r die Regierungen und Volkskongresse auf der Kreis- und
Dorfebene, die �ber keine Normsetzungsbefugnisse verf�-
gen, bleibt der Erlass von Dokumenten mit Normcharakter
die einzige M�glichkeit, wenn sie innerhalb ihrer Verwal-
tungsbezirke verbindliche Normen schaffen wollen. Da-
durch erlangen diese an sich nicht legislativbefugten Regie-
rungen und Volkskongresse eine genausoweite Gesetzge-
bungskompetenz wie die dazu befugten Regierungen und
Volkskongresse.42

2. Fehlende gesetzgebungstechnische Sorgfalt

Normenkollisionen entstehen auch aufgrund fehlender ge-
setzgebungstechnischer Sorgfalt in den folgenden zwei Kon-
stellationen: Einmal war dem Normgeber das Problem der
potentiellen Normenkollision bewusst, er wollte diese Kolli-
sionsf�lle aber nicht unmissverst�ndlich regeln. Oft sollte da-
mit die Verabschiedung von Gesetzen beschleunigt oder gar
erm�glicht werden. Ob dies strategisch gesehen vorteilhaft
ist, bleibt fragw�rdig. Denn die Erfahrung zeigt, dass die
nachtr�gliche Aufl�sung von Kollisionsf�llen oft einen gr�-
ßeren Aufwand erfordert als zuvor angenommen wurde, so-
dass die Rechtssicherheit darunter erheblich leidet. Als Bei-
spiele zu nennen sind § 5 Delikthaftungsgesetz (DHG) und
§ 5 des Gesetzes der Volksrepublik China �ber das anwendba-
re Recht auf zivilrechtliche Beziehungen mit Außenber�h-
rung (IPRG)43: In beiden F�llen sollen jeweils speziellere
Rechtsnormen zur Anwendung kommen, wenn darin eine an-
dere Rechtsfrage als das, was Gegenstand des DHG oder des
IPRG ist, geregelt ist. Der Zweck des DHG und des IPRG liegt
aber gerade darin, die in anderen �lteren Rechtsvorschriften
verstreuten einschl�gigen Normen zu konsolidieren und zu
revidieren. Wenn diese �lteren Normen ausnahmslos weiter-
hin vorrangig anzuwenden w�ren, w�rde die Erforderlichkeit
dieser beiden neuen Gesetze entfallen. Hinzu kommt, dass
der tats�chliche Umfang von „�lteren Rechtsvorschriften“
stets f�r Meinungsstreitigkeiten gesorgt hat, denn insgesamt
erfolgt eine Gesetzes�nderung in China nicht koordiniert,
sondern �blicherweise ohne gleichzeitige Revision der be-
troffenen Vorschriften in anderen Rechtsakten.44

In anderen F�llen liegt die Ursache der fehlenden gesetzge-
bungstechnischen Sorgfalt allein in der Fahrl�ssigkeit der
Normgeber. Dies schließt diejenigen F�lle ein, in denen
Bezeichnungen unterschiedlich sind oder Begriffe nicht ein-
heitlich verwendet werden. Auch wird kritisiert, dass rang-
h�here Normen zu wenig Spielraum lassen, sodass regiona-
len Unterschieden nicht Rechnung getragen werden k�nne.45
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33 LI Yuede, Administrative Reform 2012/5, 53.
34 TIAN Shui (Fn. 5), 92.
35 DONG Hao, China Legal Science 2013/2, 25.
36 DONG Hao (Fn. 35), 25.
37 In China wird allerdings nur der Erlass von Verwaltungsverordnungen

und Satzungen als offizielle Normsetzung angesehen; vgl. LIU Xin, Un-
tersuchung der Normsetzung durch die Verwaltung, 2003, S. 3.

38 Dieser Begriff wird nicht legaldefiniert, weshalb dessen Bedeutung
noch umstritten ist. Normative Dokumente im weitesten Sinne umfassen
s�mtliche verbindliche Rechtsnormen einschließlich Gesetzen, Verwal-
tungsverordnungen, Satzungen und justiziellen Auslegungen. Normati-
ve Dokumente im engeren Sinne beziehen sich nur auf die durch die Ver-
waltung gesetzten allgemein-verbindlichen Normen, die aber keine Sat-
zungen sind; vgl. HUANG Jinrong, Legal Science Monthly 2014/7, 10.

39 Beispielweise wird eine große Anzahl solcher Normen von der Kanzlei
des Staatsrates mit dessen Zustimmung erlassen; vgl. ZHENG Yi (Fn. 5),
80.

40 Dies sind zum einen die Verordnung �ber das Verfahren f�r die Ausar-
beitung von Verwaltungsverordnungen ( ) und zum
anderen die Verordnung �ber das Verfahren f�r die Ausarbeitung von
Satzungen ( ).

41 YANG Shujun, Administrative Law Study 2013/2, 86.
42 Vgl. QU Maohui, China Legal Science 2014/2, 140.
43 Zu den jeweiligen Diskussionen s. Bu/Chi, in: Bu (Hrsg.), Chinese Civil

Law, 2013, Chapter 10 Rdnr. 8 ff. und Chapter 18 Rdnr. 12 f.
44 Stursberg (Fn. 1), S. 62.
45 DONG Hao (Fn. 35), 27. Ein Beispiel hierf�r ist § 11 Abs. 2 Verwal-

tungsstrafgesetz, der der lokalen Gesetzgebung Einschr�nkungen bei
der Einf�hrung von Verwaltungssanktionen bez�glich des strafbaren
Verhaltens sowie bei Kategorie und Umfang der Sanktionen auferlegt.
Deswegen ist der h�ufigste Verstoß gegen diese Vorschrift in lokalen
Rechtsnormen geradezu vorprogrammiert, weil das Regulierungsbe-
d�rfnis lokaler Gesetzgeber bei einer stringenten Einhaltung der Ein-
schr�nkungen nicht befriedigt werden kann.
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3. Nicht geregelte Rechtsfortbildung

Theoretisch ist richterliche Rechtsfortbildung in China un-
zul�ssig. Erlaubt ist jedoch eine Auslegung von Normen, die
entweder im konkreten Fall oder losgel�st vom jeweiligen
Sachverhalt vom Normgeber vorgenommen wird. Zur Ge-
setzesauslegung berechtigt sind der NVK und der St�ndige
Ausschuss des NVK. Das OVG und die OVK d�rfen justi-
zielle Auslegungen erlassen. In der Praxis k�nnen sich
Auslegungen auch widersprechen,46 weil beispielsweise
unterschiedliche Kammern des OVG die Entw�rfe vorberei-
teten.47 Dennoch wird die Rechtsfortbildung durch das OVG
und die Oberste Staatsanwaltschaft f�r gerechtfertigt ange-
sehen, weil China eine junge Rechtsordnung hat und w�h-
rend der Reformprozesse gesellschaftliche Umbr�che h�u-
fig vorkommen, was zur Folge hat, dass es �beraus schwie-
rig ist, zeitnah Normen, welche die Interessenlagen aller
Normadressaten ber�cksichtigen, zu schaffen.48

4. Mangel an effektiver Normenkontrolle

Allgemein wird der Mangel an einer effektiven Normenkon-
trolle als Ursache der Normenkollisionen gesehen. Ange-
sichts der großen Anzahl von Rechtsnormen besteht der
dringende Bedarf nach einer st�rkeren Normenkontrolle
durch die Gerichte. Bis Dezember 2014 sind in China insge-
samt 242 Gesetze, 737 Verwaltungsverordnungen, 8500 lo-
kale Bestimmungen und 800 Einzelverordnungen erlassen
worden.49 Bis heute gilt eine Normenkontrolle durch die Jus-
tiz als mit der Verfassung unvereinbar. Rechtlich ist die Kon-
trolle von Normen oberhalb und einschließlich der Satzun-
gen im Gerichtsverfahren verboten.50 Ein Verstoß der Rich-
ter gegen dieses Verbot wird sanktioniert (Einzelheiten dazu
unter VI.1.).51

IV. Regeln zur L�sung von Normenkollisionen

1. Quellen der Kollisionsregeln

Das GGG kennt die �blichen Kollisionsregeln in den
§§ 87–95 n.F. Neben dem GGG enthalten § 53 VwPG a.F.
und die §§ 26f. Widerspruchsgesetz weitere Kollisionsnor-
men, die jeweils bei Verwaltungsklagen und im Verwal-
tungswiderspruchsverfahren zur Anwendung kommen. Da-
r�ber hinaus hat das OVG ausf�hrliche Kollisionsregeln im
Bereich des Verwaltungsrechts entwickelt, die ausf�hrlich
in einem Sitzungsprotokoll dokumentiert sind.52

Grunds�tzlich darf ein Gericht in den F�llen, die durch ein-
deutige Kollisionsregeln geregelt sind, nach den entspre-
chenden Kollisionsnormen das zutreffend anwendbare
Recht w�hlen. Trotzdem verlangt das OVG eine Vorlage bei
der zust�ndigen Stelle der Legislative bzw. der Exekutive,
wenn wichtige Angelegenheiten betroffen sind, verschie-
dene Meinungen zum Vorliegen einer Normenkollision oder
Zweifel an der Rechtm�ßigkeit oder G�ltigkeit von Normen
bestehen oder ein anwendbares Recht nach den Kollisionsre-
geln nicht festgestellt werden kann. Damit wollte das OVG
offensichtlich das Risiko eines Affronts gegen den Normge-
ber, dessen Normen f�r nicht anwendbar erkl�rt werden, mi-
nimieren. F�r die Justiz gilt, Normenkollisionen m�glichst
durch Gesetzesauslegungen zu l�sen.53 Ein im Schrifttum
genanntes Beispiel bezieht sich auf eine scheinbare Kollisi-
on von zwei Normen: Nach den „Methoden �ber die Be-
handlung von Straßenverkehrsunf�llen“ des Staatsrats
(1991) kann ein vor�bergehendes Festhalten von in einem
Verkehrsunfall verwickelten Fahrzeugen angeordnet wer-

den. Die „Bestimmungen �ber das Verfahren bei Straßenver-
kehrsunf�llen“ des Ministeriums f�r �ffentliche Sicherheit
(1992) sprechen jedoch nur von einem vor�bergehenden
Festhalten des Fahrzeugs desjenigen, der den Unfall zu ver-
antworten hat. Diese Normenl�cke wurde durch eine teleo-
logische Auslegung gel�st.54

F�r bestimmte Kollisionsf�lle ist keinerlei Kollisionsregel
verf�gbar. Dies betrifft außer den interregionalen Normen-
kollisionen (s. II.3.d) auch die Kollisionen zwischen lokalen
Bestimmungen des VK einer Provinz und denen der Volks-
kongresse gr�ßerer St�dte in dieser Provinz (§ 72 Abs. 2
GGG n.F.), denjenigen zwischen Satzungen der Provinzre-
gierung und lokalen Bestimmungen der Volkskongresse von
St�dten mit Bezirken in dieser Provinz (§ 82 Abs. 1 GGG
n.F.) und denjenigen zwischen Autonomieverordnungen der
Autonomiegebiete, -bezirke und -kreise und den Einzelver-
ordnungen. Gleiches gilt im Verh�ltnis zwischen den vom
Staatsrat erlassenen Dokumenten mit Normcharakter und
den lokalen Bestimmungen.55 Aufgrund der §§ 72 Abs. 2,
82 Abs. 1 GGG n.F. ist aber davon auszugehen, dass lokale
Bestimmungen von St�dten mit Bezirken in der Rangfolge
unter lokalen Bestimmungen des VK der entsprechenden
Provinz stehen.

2. Vertikale Kollisionen

Vertikale Kollisionen k�nnen in der Regel durch die in den
§§ 78–82 GGG vorgesehene Normenhierarchie gel�st wer-
den. Schwierigkeiten bereitet nur der Fall, in denen einer
Regelung die Grundlage in einer h�herrangigen Norm fehlt.
Ob eine solche Regelung wirksam ist, h�ngt nach einer Lite-
raturmeinung von folgenden Faktoren ab:

(1) Verstoß gegen Grundprinzipien/Sinn und Zweck der h�her-
rangigen Normen,

(2) Verstoß gegen den gesetzgeberischen Zweck der h�herran-
gigen Normen,

(3) �berschreitung der Befugnisse,

(4) Einhaltung der einschl�gigen Verfahrensregeln,

(5) Verstoß gegen zwingende Regelungen,

(6) Verk�rzung gesetzlicher Rechte der B�rger und R�cksicht-
nahme auf die konkreten Umst�nde.56

In einem konkreten Fall sieht das nationale Wassergesetz
vor, dass die Nutzung des Wassers aus Fl�ssen und nat�rli-
chen Seen geb�hrenpflichtig ist. Die Maßnahmen der Pro-
vinzregierung Hubei zur Umsetzung des Wassergesetzes
dehnt die Abgabepflicht auch auf aus Stauseen entnomme-
nes Wasser aus. In diesem Fall ist umstritten, ob die Provinz-
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46 DONG Hao (Fn. 35), 29; TIAN Shui (Fn. 5), 99 f.
47 Beispiele: Regelungen zur Pr�klusion in Zivilverfahren: Bu, ZZP Int

2010, 365; Regelungen �ber genehmigungsbed�rftige Vertr�ge: Bu,
RIW 2014, 551.

48 DONG Hao (Fn. 35), 29.
49 Eintritt ins Zeitalter der Rechtsordnung 2.0, Guangming-Tageszeitung

vom 6. 2. 2015.
50 Nach dem Sitzungsprotokoll des OVG �ber Fragen der Gesetzesanwen-

dung bei der Verhandlung �ber Verwaltungssachen (
) vom 18. 5. 2004 (nachfolgend: Sit-

zungsprotokoll) d�rfen Gerichte die Rechtm�ßigkeit von Satzungen je-
doch �berpr�fen.

51 ZHOU Yongkun, Studies in Law and Business 2001/4, 32.
52 S. Fn. 50.
53 WANG Guisong (Fn. 15), 70.
54 KONG Xiangjun, Journal of Law Application 2004/4, 8.
55 JIN Weifeng/ZHANG Xiaoyu, The Rule of Law Forum 2008/11, 97.
56 GU Jianya, Journal of China University of Geosciences (Social Sciences

Edition) 2006/4, 89.
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regierung ihre Kompetenz �berschritten hat. Da der Zweck
des Wassergesetzes darin gesehen wird, dass eine grunds�tz-
liche Zahlungspflicht f�r eine Wassernutzung eingef�hrt
wird und sich in der Provinz Hubei �ber 50% der Wasserres-
sourcen in Stauseen befindet, �berzeugt die Ansicht, dass
die Ausdehnung der Geb�hrenpflicht auf die Wasserentnah-
me aus Stauseen nicht gegen das Wassergesetz verst�ßt.57

3. Spezialit�tsprinzip

Gem�ß § 92 GGG 1. Alt. n.F. kommt das Spezialit�tsprinzip
allein dann zur Anwendung, wenn die Normen nicht nur
gleichrangig sind, sondern auch von demselben Normgeber
stammen. Da die Mehrheit der nationalen Gesetze in China
nicht von dem NVK, sondern von dessen St�ndigen Aus-
schuss verabschiedet wird, stellt sich die Frage, ob es sich bei
beiden Institutionen um den gleichen Gesetzgeber handelt
und die verabschiedeten Gesetze jeweils gleichrangig sind.58

Theoretisch darf nur der NVK nach § 7 GGG grundlegende
Gesetze erlassen; weitere Gesetze k�nnen jedoch auch durch
den St�ndigen Ausschuss des NVK verabschiedet werden.
Allerdings ist die Definition, was ein grundlegendes Gesetz
ist, nicht geregelt, sodass die �berwiegende Mehrheit der Ge-
setze durch den St�ndigen Ausschuss verabschiedet wird. Oft
�bernimmt der St�ndige Ausschuss aus Sorge, der Gesetzes-
entwurf k�nnte scheitern, die Einbringung und Beratung der
Gesetzesentw�rfe bis hin zu deren Verabschiedung. In den
Jahren 1979–2009 sank der Anteil der vom NVK erlassenen
Gesetze st�ndig: in den ersten zehn Jahren um 33%, um 13%
in den zweiten zehn Jahren und bis zu 4,2% in den dritten zehn
Jahren.59 In Anbetracht dieser Tatsache ist anzunehmen, dass
bei Gesetzen nicht nochmals danach unterschieden wird, ob
sie vom NVK oder dessen St�ndigen Ausschuss verabschie-
det wurden, sodass alle Gesetze als gleichrangig gelten. Dies
wird durch ein nicht unumstrittenes Urteil60 best�tigt, nach
welchem das in einem vereinfachten Verfahren durch den
St�ndigen Ausschuss des NVK erlassene Straßensicherheits-
gesetz aus dem Jahr 2004 angewandt werden kann, wenn die
Bußgelder unter 100 RMB fallen, obwohl das durch den NVK
erlassene Verwaltungsstrafgesetz aus dem Jahr 1996 vor-
schreibt, dass sich das vereinfachte Verfahren auf Bußgelder
unter 50 RMB beschr�nkt.

Eine weitere Frage betrifft die Feststellung, ob es sich um
eine allgemeine oder eine besondere Vorschrift handelt. Da-
zu wurden in der Literatur verschiedene Ans�tze in Anleh-
nung an das deutsche Recht herausgearbeitet.61 Auf diese
wird hier nicht gesondert eingegangen werden.

4. Lex posterior-Regel

Nach § 92 2. Alt. GGG n.F. ist die Kollisionsregel „lex poste-
rior derogat legi priori“ ebenfalls nur auf Kollisionen zwi-
schen von demselben Organ erlassene Normen anwendbar,
obwohl dieser Grundsatz in Literatur und Praxis auch auf
gleichrangige Normen ausgedehnt wurde. Zus�tzlich m�ssen
beide Normen dieselbe Rechtsnatur haben, d.h. sie m�ssen
jeweils Normen speziellen oder allgemeinen Charakters sein.

Zum Teil werden Kollisionen dadurch gel�st, dass Normen-
konflikte vom Normgeber nicht im Wege der Kollision ge-
l�st werden, sondern die Vorschriften zu kumulativ anwend-
baren Normen erkl�rt werden. Beispielweise sehen das Ge-
setz �ber Bodensch�tze und das Wassergesetz unterschiedli-
che zust�ndige Beh�rden f�r den Abbau von Flusssand vor.
Allerdings schließt im vorliegenden Fall die Legislative Af-
faires Commission des NVK eine Normenkollision mit dem

Argument aus, dass beide Kompetenzregelungen g�ltig und
kumulativ anzuwenden sind.62

5. Kollision zwischen neueren allgemeinen Normen
und �lteren speziellen Normen

Was die Kollision zwischen neueren allgemeinen und �lte-
ren speziellen Rechtsnormen innerhalb desselben Normen-
typs betrifft, d�rfen nur der St�ndige Ausschuss des NVK,
der Staatsrat bzw. das Erlassorgan selbst gem�ß den §§ 94f.
GGG n.F. dar�ber entscheiden, welche Vorschrift vorrangig
anzuwenden ist, solange diese Frage nicht schon in der neu-
en Vorschrift geregelt wurde. Freilich ist das in diesen F�llen
einzuhaltende Vorlageverfahren ineffizient. Daher wird im
Schrifttum vorgeschlagen, neuere allgemeine Rechtsnor-
men stets anzuwenden, wenn darin die Weitergeltung von �l-
teren speziellen Normen nicht vorgesehen wurde.63 Eine an-
dere Auffassung will das unter der Bedingung einschr�nken,
dass die neuere Norm ausf�hrlicher sein muss oder beide
Normen von demselben Erlassorgan stammen sollen, wenn
es sich bei der �lteren Norm nicht um eine reine Sondernorm
handele.64 In allen anderen F�llen solle das Prinzip, wonach
eine �nderung der speziellen Norm durch allgemeine Nor-
men unzul�ssig ist, weiterhin gelten.

Von beiden Auffassungen wird m. E. die gesetzgeberische
Absicht hinter der neueren Regelung nicht hinreichend be-
r�cksichtigt. Dies zeigt das Beispiel der Produkthaftung:
Gem�ß § 41 DHG (2009) kann der Gesch�digt in einem ein-
zigen Verfahren Ersatz f�r s�mtliche Sch�den einschließlich
des Schadens am fehlerhaften Produkt unmittelbar verlan-
gen. Nach § 41 Produktqualit�tsgesetz (PQG, 1993) muss
der Gesch�digte zwei Prozesse f�hren, weil der Schaden am
fehlerhaften Produkt selbst nicht durch die Produkthaftung
gedeckt ist. Nach § 5 DHG haben andere spezielle Normen
Vorrang vor dem DHG. Streng nach dem Wortlaut w�re also
trotz der neueren Regelung in dem DHG § 41 PQG weiter-
hin anwendbar, was zur Folge h�tte, dass § 41 DHG kom-
plett funktionslos w�re.65

6. Horizontale Normenkollisionen

Da lokale Bestimmungen, Ministerialsatzungen und Satzun-
gen lokaler Regierungen gleichrangig sind und das GGG
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57 GU Jianya (Fn. 56), 90 f. Das OVG best�tigt diese Interpretation dahin-
gehend, dass die Geb�hrenpflicht nur auf Stauseen ausgedehnt werden
kann, die keine Wasserversorgungsfunktion haben. Bei der Entnahme
von Wasser aus Stauseen mit Wasserversorgungsfunktion sind keine Ge-
b�hren zu zahlen, wenn die Wassernutzer bereits Geb�hren an den Stau-
seeverwalter gezahlt haben; vgl. die Replik der Verwaltungskammer des
OVG vom 25. 4. 2004 auf die Frage, ob auf aus Stauseen entnommenes
Wasser Geb�hren zu zahlen sind (

).
58 GU Jianya, Academic Forum 2007/12, 125; vgl. auch WANG Guisong

(Fn. 15), 73, der eine Gleichrangigkeit ablehnt; die Mehrheit bef�rwor-
tet jedoch eine Gleichrangigkeit dieser Gesetze: LI Guangyu, Adminis-
trative Reform 2012/10, 53; HUANG Haihua, Administrative Reform
2012/10, 54.

59 ZHANG Chunsheng/LIN Yan, SJTU Law Review 2014/3, 8.
60 Zhu Suming v. Kunming Amt f�r �ffentliche Sicherheit, Urteil des Mitt-

leren Gerichts Kunming vom 27. 5. 2005.
61 GU Jianya (Fn. 58), 39 f.
62 GU Jianya, Journal of Harbin Institute of Technology (Social Sciences

Edition) 2008/2, 93.
63 JIANG Mingan, Administrative Reform 2012/5, 51.
64 GU Jianya (Fn. 62), 95.
65 Man k�nnte freilich argumentieren, dass zwischen § 41 DHG und § 41

PQG kein Spezialit�tsverh�ltnis besteht. Beides sind spezielle Normen
zur Regelung der Produkthaftung. Die Gesetzgebungsdokumentation
steht dieser Argumentation jedoch entgegen. Darin wird das PQG als
speziellere Regelung gegen�ber dem DHG angesehen; vgl. WANG
Shengming (Hrg.), Kommentar zum DHG, 2010, S. 20 ff.
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nur die Aufl�sung des Konflikts durch die eher unpraktische
Vorlage beim Normgeber vorsieht, stellte das OVG im Sit-
zungsprotokoll weitere Kollisionsregeln auf. Bei genauer
Betrachtung k�nnen diese Regeln jedoch nur bedingt weiter-
helfen, was die Kollision zwischen lokalen Bestimmungen
und Ministerialsatzungen sowie zwischen Ministerialsat-
zungen und Satzungen lokaler Regierungen betrifft. Bei-
spielweise hat eine Ministerialsatzung, wenn diese zur Um-
setzung eines formellen Gesetzes oder einer Verwaltungs-
verordnung mit entsprechender Erm�chtigung verabschie-
det worden ist oder auf Beschl�ssen oder Bescheiden des
Staatsrats basiert oder sich auf eine Angelegenheit bezieht,
die einer zentralen Steuerung unterliegt und somit eine na-
tional einheitliche Regelung erfordert, nach den OVG-Re-
geln Vorrang vor einer lokalen Bestimmung. Die hier ge-
nannten Voraussetzungen stellen aber nichts anderes als die
Voraussetzungen der Rechtm�ßigkeit der Normen nach den
§§ 80f. GGG n.F. dar.

Als Beispiel wird im Schrifttum der Fall genannt, wonach die
vom Provinzvolkskongress erlassene „Verordnung der Pro-
vinz X �ber die Werbung f�r Arzneimittel und Ger�te zur me-
dizinischen Behandlung“ eine Genehmigungspflicht des
Werbeinhalts vorsieht und Zuwiderhandlungen mit Bußgel-
dern in H�he des Zwei- bis F�nffachen der Werbekosten sank-
tioniert werden. Die von einigen Ministerien gemeinsam er-
lassenen „Maßnahmen zur Verwaltung medizinischer Wer-
bungen“ sanktioniert die Ver�ffentlichung einer nicht geneh-
migten Werbung mit Verwarnungen oder Bußgeldern in H�he
von 10000 bis 30000 RMB. Da eine einschl�gige Regelung
weder im Gesetz bzw. in einer Verwaltungsverordnung vor-
handen ist noch ein Beschluss des Staatsrats dazu existiert, ist
die Satzung unzul�ssig. Daher ist die lokale Bestimmung in
GestaltderVerordnungderProvinzXvorrangig anzuwenden.

N�tzlich sind Vorrangregeln im Falle von Kollisionen zwi-
schen Ministerialsatzungen. Dementsprechend ist diejenige
Satzung vorrangig anzuwenden, die mit h�herrangigen Nor-
men vereinbar ist und zur ausschließlichen Kompetenz der
erlassenden Beh�rde geh�rt. Dar�ber hinaus hat eine von
mehreren Ministerien verabschiedete Satzung Vorrang ge-
gen�ber einer Satzung, die durch lediglich eines dieser Mi-
nisterien erlassen wurde. In allen anderen F�llen muss das
Gericht das Verfahren aussetzen und die Frage dem Staatsrat
zur Entscheidung vorlegen.

V. Neue Maßnahmen im ge�nderten GGG

Mit dem Ziel, Normenkollisionen zu vermeiden, wurden
seit l�ngerer Zeit verschiedene L�sungen vorgeschlagen.
Dazu geh�ren eine klarere Abgrenzung der sachlichen Kom-
petenz,66 ein effektiverer Ausschluss �berholter Rechtsnor-
men, eine St�rkung von aktiver und passiver Normenpr�-
fung,67 eine St�rkung der �ffentlichkeit bei der Mitwirkung
im Gesetzgebungsverfahren,68 eine Reform der Normenkon-
trolle,69 die Schaffung eines interregionalen Kollisions-
rechts70 etc. Einige dieser L�sungsvorschl�ge sind bei der
j�ngsten �nderung des GGG angenommen worden, welche
die folgenden Punkte betreffen:

1. Einschr�nkung der Normsetzung durch
die Verwaltung

a) Erm�chtigung

Das ge�nderte GGG hat den Inhalt der im Gesetzesvorbehalt
genannten Steuerangelegenheiten konkretisiert und schließt

nun die Einf�hrung von Steuertypen, die Festsetzung des
Steuersatzes sowie die Steuererhebung und -verwaltung ex-
plizit in den Gesetzesvorbehalt ein. Dieser Schritt wurde
deshalb als erforderlich angesehen, weil der Staatsrat bis-
lang bei der Normsetzung im Steuerbereich eine �berpro-
portional wichtige Rolle spielte. Dies war darauf zur�ck-
zuf�hren, dass der NVK grunds�tzlich den Staatsrat erm�ch-
tigen kann, im Bereich derjenigen Angelegenheiten, die
eigentlich dem Gesetzesvorbehalt unterstehen, Verwal-
tungsverordnungen zu erlassen (§ 9 GGG n.F.). Seit der Re-
form- und �ffnungspolitik wurden insgesamt 14 Erm�chti-
gungen erteilt. Die wichtigsten davon sind die Erm�chtigung
zum Erlass von Steuerverordnungen aus dem Jahr 1984 und
die Erm�chtigung zum Erlass von Normen zu einer Reform
des Wirtschaftssystems und einer �ffnung gegen�ber dem
Ausland aus dem Jahr 1985.

Eine wesentliche Neuerung besteht in der strengeren Rege-
lung zur Erm�chtigung durch den NVK und seinen St�ndi-
gen Ausschuss. So muss der Erm�chtigungsbeschluss neben
dem Zweck und Umfang noch den Gegenstand ( ), die
Frist und die bei der Umsetzung einzuhaltende Umsetzungs-
methode ausweisen (§ 10 Abs. 1 GGG n.F.). Die G�ltigkeit
einer solchen Erm�chtigung ist auf maximal f�nf Jahre be-
schr�nkt. Eingef�hrt wird eine Berichterstattungspflicht des
Staatsrates, welcher sechs Monate vor Ablauf der Erm�chti-
gung entweder einen Vorschlag zur Schaffung, �nderung
oder Aufhebung des betroffenen Gesetzes unterbreiten oder
die Verl�ngerung der Erm�chtigung beantragen muss (§ 10
Abs. 3 GGG n.F.).

b) Ministerialsatzungen und lokale Satzungen

Zur Normierung der gesetzgeberischen Befugnis der Ver-
waltung wurden zwei Einschr�nkungen eingef�hrt: Zum ei-
nen darf eine Ministerialsatzung ohne entsprechende Grund-
lage in Gesetzen oder Verwaltungsverordnungen weder
Rechte der Betroffenen verk�rzen noch deren Pflichten ver-
sch�rfen, eigene Kompetenzen erweitern oder sich von
rechtlichen Pflichten befreien (§ 80 Abs. 2 GGG n.F.). Zum
anderen darf eine lokale Satzung im Gegensatz zu einer lo-
kalen Bestimmung grunds�tzlich nur in dringenden F�llen
erlassen werden, wenn die betroffene Angelegenheit an sich
durch den zust�ndigen Volkskongress in Form einer lokalen
Bestimmung h�tte geregelt werden m�ssen (§ 82 Abs. 4
GGG n.F.). Wenn der Inhalt der Satzung weiterhin gelten
soll, muss die lokale Regierung sp�testens zwei Jahre nach
ihrer Umsetzung den zust�ndigen Volkskongress zur Schaf-
fung einer entsprechenden lokalen Bestimmung ersuchen.
Lokale Satzungen d�rfen ebenso wenig ohne Grundlage in
rangh�heren Normen Rechte der Betroffenen beschneiden
noch deren Pflichten versch�rfen (§ 82 Abs. 5 GGG n.F.).
Dies ist deshalb erforderlich, da die Verletzung von Grund-
rechten in lokalen Satzungen allgegenw�rtig ist.

Mit diesen Einschr�nkungen soll den lokalen Regierun-
gen das Verh�ngen von Kaufeinschr�nkungen, wie z.B.
bei Immobilien oder PKW,71 oder ein zeitweises Fahr-
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66 DONG Hao (Fn. 35), 30 f.
67 XU Anbiao (Fn. 23), 49; LI Yuede (Fn. 33), 53.
68 DONG Hao (Fn. 35), 32.
69 DONG Hao (Fn. 35), 32 f.
70 DONG Hao (Fn. 35), 32; TIAN Shui (Fn. 5), 100 f.
71 In einigen chinesischen St�dten wie Beijing und Shanghai d�rfen nur

B�rger dieser St�dte, nicht aber Ortsfremde Wohnungen kaufen. In Bei-
jing erfolgt die Vergabe von Nummernschildern f�r Autos durch die Lot-
terie, die Erfolgschance liegt derzeit bei unter 1 %; s. unter: http://news.
sina.com.cn/c/2015-04-26/033931761269.shtml. In Shanghai erfolgt
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verbot72 erschwert werden. Offensichtlich handelt es sich da-
bei um eine Erweiterung des Regulierungsgedankens der
drei grundlegenden Verwaltungsgesetze (Verwaltungssank-
tionenG, VerwaltungsgenehmigungsG und Verwaltungs-
zwangsG). Die gegenw�rtige Schieflage wird, so ist zu ver-
muten, gleichwohl bestehen bleiben. Da in China kein
Rechtsschutz f�r Grundrechtsverletzungen besteht, d�rfte in
vielen F�llen eine konkrete Grundlage fehlen f�r die Gel-
tendmachung einer Beschneidung individueller Rechte bzw.
einer Versch�rfung individueller Pflichten. Beispielweise
kann ein B�rger eine Kaufeinschr�nkung von Autos nicht in
Frage stellen, da ein einklagbares Grundrecht auf Eigen-
tumserwerb von vornherein nicht als Anspruchsgrundlage
hierzu dienen kann.

2. Einschr�nkung und Erweiterung lokaler
Normsetzung

In Bezug auf die lokale Normsetzung sind eine Einschr�n-
kung und gleichzeitig auch eine Ausdehnung zu beobachten.
Einerseits d�rfen Regierungen und Volkskongresse von
St�dten mit Bezirken nicht mehr in allen Bereichen der lo-
kalen Angelegenheiten, sondern nur noch im Bereich des
St�dtebaus, der Stadtverwaltung, des Umweltschutzes und
des Denkmalschutzes lokale Bestimmungen erlassen (§ 73
Abs. 3 i.V.m. § 72 Abs. 2 und § 82 Abs. 3 GGG n.F.) Ande-
rerseits ist der Kreis der legislativbefugten St�dte um zus�tz-
lich ca. 230 drastisch erweitert worden. Wie ist dieses auf
den ersten Blick widerspr�chliche Signal zu verstehen?
Worin bestehen die Folgen dieser Maßnahme?

Um diese Fragen beantworten zu k�nnen, muss man sich zu-
n�chst vergegenw�rtigen, dass nicht die Provinzen, sondern
die St�dte bei der lokalen Normsetzung eine dominierende
Stellung einnehmen.73 In der Vergangenheit verf�gte aller-
dings nur eine beschr�nkte Anzahl von St�dten, die als gr�ße-
re St�dte eingestuft sind, �ber Normsetzungsbefugnisse. Die
St�dte, die nicht als gr�ßere St�dte anerkannt wurden, ver-
suchten trotzdem, lokale Rechtsvorschriften zu erlassen.
Diese Normsetzung verlief dann auf rechtlich vollst�ndig un-
geregelten Bahnen. Die Erweiterung des Kreises legislativ-
befugter St�dte ist daher im Sinne der Rechtssicherheit und
der St�rkung der lokalen Autonomie zu begr�ßen. Außerdem
l�st sich damit das Problem der bisher eher auf Zufall basie-
renden Auswahl des Staatsrats, welche St�dte als gr�ßere
St�dte einzustufen waren. Einer Prognose zufolge wird sich
die Struktur der chinesischen Rechtsordnung im Zuge der Er-
weiterung der lokalen Gesetzgebungskompetenzen dahinge-
hend ver�ndern, dass sich die Zahl von der Verwaltung erlas-
senen Normen verringert, w�hrend die Zahl lokaler Bestim-
mungen zunimmt, sodass dabei die Aufgabenteilung zwi-
schen Legislative und Exekutive optimiert wird.74

Die Einschr�nkung der Sachkompetenz lokaler Normenge-
ber ist deshalb sinnvoll, weil unzul�ssige Normenkonflikte,
die zulasten der B�rger gehen, gerade in lokalen Vorschrif-
ten h�ufig anzutreffen sind.75 Beispielhaft zu nennen sind
Bestimmungen �ber die Verwaltung und die Aufsicht �ber
den �ffentlichen Haushalt oder �ber nicht steuerliche Abga-
ben.76 Allerdings wird in der Literatur darauf hingewiesen,
dass diese Einschr�nkung dem Organisationsgesetz der lo-
kalen Volkskongresse und der Regierungen unterschiedli-
cher Stufen nicht entspricht.77

Weiterhin wird die sog. wiederholende lokale Gesetzgebung
verboten (§ 73 Abs. 4 GGG n.F.). Denn in vielen F�llen han-
delt es sich bei lokalen Normen lediglich um Kopien und so-

mit um Doppelungen der nationalen Entsprechungen.78

Diese wiederholende Gesetzgebung ist gerade bei Umset-
zungsbestimmungen besonders ausgepr�gt,79 weil die Kom-
petenz der lokalen Normengeber nicht klar abgegrenzt wer-
den kann.

3. Normierung justizieller Auslegungen

Mit § 104 GGG n.F. wurde eine neue Vorschrift hinzuge-
f�gt, welche die Zul�ssigkeitsvoraussetzungen f�r justizielle
Auslegungen regelt. Demnach muss eine justizielle Ausle-
gung (1) konkrete Rechtsanwendungsfragen betreffen, (2)
�berwiegend Bezug auf konkrete Gesetzesvorschriften neh-
men sowie (3) dem gesetzgeberischen Zweck, gesetzgeberi-
schen Prinzipien und dem urspr�nglichen Willen des Nor-
mengebers entsprechen.

Das OVG und die Oberste Staatsanwaltschaft d�rfen keine
Auslegung erlassen, wenn es sich um einen Fall des § 45
Abs. 2 GGG handelt. Streng genommen kann die Mehrheit
der geltenden justiziellen Auslegungen des OVG der ersten
Alternative von § 45 Abs. 2 GGG („die Gesetzesbestimmung
bedarf weiterer Konkretisierung“) zugeordnet werden. Es
bleibt abzuwarten, wie das OVG mit dieser Einschr�nkung
verfahren wird und ob die Rechtfortbildung dadurch er-
schwert wird. Nicht gekl�rt ist, wie bei Kollisionen zwischen
justiziellen Auslegungen und Gesetzen zu verfahren ist.

Ferner wird eine Archivierungspflicht bei justiziellen Ausle-
gungen eingef�hrt. Auslegungen durch lokale Gerichte und
Staatsanwaltschaften sind verboten. Es ist davon auszuge-
hen, dass die bereits erlassenen Auslegungen weiterhin g�l-
tig bleiben. Da fr�here Versuche, ein Verbot diesbez�glich
durchzusetzen, gescheitert sind80 und in der Praxis ein Be-
darf an lokalen Anleitungen seitens der h�chsten Instanz der
Provinzen (d.h. die jeweilsigen Oberen Gerichte) besteht, ist
es fraglich, ob sich die Oberen Gerichte tats�chlich daran
gebunden sehen.

4. Bewertung

Neben den dargestellten Neuerungen wurden noch folgende
Maßnahmen eingef�hrt: die Betonung der Tatsachenermitt-
lung im Vorfeld (§ 16 Abs. 2 GGG n.F.), die Gew�hrleistung
eines ausreichenden Zeitraums f�r die Pr�fung von Geset-
zesentw�rfen (§ 28 Abs. 1 GGG n.F.), die Betonung der �f-
fentlichen Anh�rung im Gesetzgebungsverfahren (§§ 36, 67
GGG n.F.), die Ver�ffentlichung von Gesetzesentw�rfen zur
�ffentlichen Stellungnahme (§ 37 GGG n.F.) sowie eine Ab-
stimmung �ber einzelne Paragraphen in einem Gesetzesent-
wurf oder �ber einschl�gige Paragraphen in mehreren Ge-
setzen (§ 41 Abs. 2 GGG n.F.). Zudem erfolgten erstmalig
eine normative Regelung des Legislativplans des NVK
(§ 52 GGG n.F.) und des Staatsrates (§ 66 GGG n.F.) sowie
Inhaltsvorgaben zu Erkl�rungen von Gesetzesentw�rfen: Er-

788 RIW Heft 12/2015 Bu, Normenkollisionen und Normenkontrolle in China

dies in einem Auktionsverfahren, der durchschnittliche Preis f�r ein
Nummernschild liegt derzeit bei ca. 10 000 e; s. unter: http://news.xin
huanet.com/finance/2014-12/21/c_127322176.htm.

72 In Beijing darf ein Auto an bestimmten Wochentagen nicht in der Stadt
fahren.

73 XU Manman, SJTU Law Review 2014/3, 46.
74 Unter: http://www.aisixiang.com/data/70541.html.
75 Unter: http://www.aisixiang.com/data/20870.html.
76 XIAO Diming, unter: http://www.legalweekly.cn/index.php/Index/artic

le/id/3951.
77 WANG Kai (Fn. 24).
78 XIAO Diming (Fn. 76).
79 SUN Bo, Studies in Law and Business 2007/3, 9.
80 HUANG Jinrong (Fn. 42), 19.
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forderlichkeit und Praktikabilit�t des Gesetzesentwurfs und
eine Abstimmung �ber dessen umstrittenen wesentlichen In-
halt (§ 54 GGG n.F.), schließlich ein Vorschlag zur �nde-
rung anderer betroffener Gesetze (§ 60 GGG n.F.). Neu hin-
zugef�gt sind eine Evaluationsm�glichkeit (§ 63 GGG n.F.),
strengere Regelungen der Erm�chtigung zur Gesetzgebung
und die vor�bergehende Aussetzung von nationalen Geset-
zen in bestimmten Verwaltungsbezirken (§ 13 GGG n.F.).

Dabei ist zu erkennen, dass eine echte Kompetenzaufteilung
zwischen den beteiligten Akteuren nicht erw�nscht ist. Statt-
dessen wird weiterhin auf eine Verbesserung der Verfahrens-
regeln gesetzt, um Normenkollisionen zu verringern.81 Der
Ansatz bei der Novellierung des GGG ist daher derselbe wie
bei der urspr�nglichen Verabschiedung des GGG. Damals
waren bereits enorme Anstrengungen erforderlich, um das
GGG trotz der schwierigen Aufgabe der Kompetenzauftei-
lung �berhaupt zur Verabschiedung zu bringen.82 Da es dem
damaligen Ansatz entsprechend nicht gelungen ist, den unge-
ordneten Zustand der Normensetzung in China wirklich zu
beenden, erscheint es zweifelhaft, ob das weiter praktizierte
L�sungsmodell diesmal erfolgversprechender ist.

Es dr�ngt sich daher die Frage auf, weshalb eine �nderung
des GGG unbedingt erfolgen sollte. Offiziell angegebene
Motive umfassen die Betonung der gesetzlichen Grundlage
f�r (wirtschaftliche) Reformmaßnahmen und eine St�rkung
der f�hrenden Rolle des Gesetzgebers zur �berwindung von
Partikularinteressen der Beh�rden.83 Bei genauer Betrach-
tung handelt es sich bei den Neuerungen des GGG prim�r um
die erneut normierte Aufteilung zwischen zentralen und lo-
kalen Befugnissen. Daher liegt der Fokus der Reform des
GGG im Bereich der lokalen Gesetzgebung. Den Hinter-
grund hierf�r bildet die Tatsache, dass es umstritten ist, ob die
St�rkung lokaler Normen noch zeitgem�ß ist.84 Denn sowohl
die Idee eines F�deralismus als auch diejenige regionaler Au-
tonomien werden als unpassend f�r China abgelehnt.85 Die
Maßnahmen des GGG schr�nken einerseits die lokalen Be-
fugnisse weiterhin ein und lehnen die Aufnahme neuer f�de-
ralistischer Elemente ab. Als Zugest�ndnis erhalten ander-
seits mehr und mehr St�dte die Befugnis zur Normsetzung.
Diese kompetenzielle Ausweitung ist deswegen begr�ßens-
wert, weil die Normsetzung auf zentraler Ebene immer
schwieriger wird und die lokale Normsetzung Innovationen
f�r das ganze Land liefern k�nnte, z.B. im Bereich der Ver-
waltungssanktionen.86 Eine rechtliche Formalisierung sowie
transparente und berechenbare Regeln wurden wegen Beden-
ken, dass sich daraus eine Eigendynamik entwickeln k�nnte,
bisher stets abgelehnt.

VI. Normenkontrolle

1. Inzidente Normenkontrolle

In China ist eine inzidente Normenkontrolle durch Gerichte
erst seit dem 1. 11. 2014 und lediglich in einer gegen einen
Verwaltungsakt erhobenen Verwaltungsklage m�glich. Zu-
vor war die inzidente Normenkontrolle schon im Rahmen ei-
nes Verwaltungswiderspruchsverfahrens durch die Wider-
spruchsbeh�rde zul�ssig. Eine abstrakte Normenkontrolle
ist in beiden F�llen nicht vorgesehen.

Die Zul�ssigkeit einer Normenkontrolle durch die Gerichte
beschr�nkt sich jedoch auf Dokumente mit Normcharakter
(§ 53 VwPG n.F.; oben III.1.d). Das Gericht darf gem�ß § 64
VwPG n.F. dem Erlassorgan einen Verbesserungsvorschlag
unterbreiten, falls ein normatives Dokument als rechtswidrig

festgestellt wurde. Allerdings ist die Auswirkung einer sol-
chen Feststellung nicht geregelt, weshalb davon auszugehen
ist, dass sie auch f�r andere Gerichte zun�chst einmal nicht
bindend ist. Diejenigen Normen, die offizielle Rechtsquellen
sind, d.h. die gesamte Bandbreite von Gesetzen bis Satzun-
gen, werden der Normenkontrolle nicht unterworfen. Diese
Vorgehensweise entspricht zwar der chinesischen Verfas-
sung, schr�nkt die praktische Relevanz der Normenkontrolle
aber wesentlich ein. Bei der Normenkontrolle spielt die Ver-
fassung wiederum grunds�tzlich keine Rolle.87

Die Anwendbarkeit rechtswidriger Satzungen der zentralen
oder lokalen Verwaltung darf das Gericht nach § 63 Abs. 3
VwPG n.F. (§ 56 VwPG a.F.) grunds�tzlich zwar in Verwal-
tungsklagen ablehnen.88 Allerdings ist weder die Pr�fung
der Satzungen auf ihre Rechtm�ßigkeit noch eine ausdr�ck-
liche Feststellung ihrer Rechtswidrigkeit erlaubt. Die Inan-
spruchnahme einer inzidenten Normenkontrolle f�llt in der
Praxis bislang schwach aus.89 In der Regel versuchen die
Richter einfach, das jeweils anwendbare Recht zu finden,
und schweigen sich �ber die Frage der Rechtsm�ßigkeit der
nicht zur Anwendung kommenden Normen aus;90 d.h. sie er-
mitteln die „richtigen“ Vorschriften und wenden diese an,
ohne zur Wirksamkeit der aufgrund der Vorrangregeln unan-
gewandt gebliebenen Rechtsnormen Stellung zu nehmen.91

Auch das OVG verlangt, dass ein Gericht bei Normenkolli-
sionen zun�chst versuchen soll, die „richtige“ anwendbare
Rechtsnorm festzustellen oder, wenn die Feststellung man-
gels Kollisionsregeln nicht m�glich ist, diese Frage auf dem
Amtsweg dem zust�ndigen Organ zur Entscheidung vorzu-
legen. Eine autonome Feststellung zur Ung�ltigkeit einer
Norm durch die Gerichte allein wird in Konfliktf�llen verbo-
ten.92 H�lt sich ein Gericht nicht daran, drohen dem zust�n-
digen Richter Sanktionen. Im „Saatgut“-Fall erhielt der Kl�-
ger nach der lokalen Verordnung 20000 RMB Schadenser-
satz, nach dem Gesetz 600000 RMB. Den mitwirkenden
Richtern, die die Verordnung der Provinz Henan zur Verwal-
tung des Saatguts von Nutzpflanzen aufgrund des Verstoßes
gegen das Gesetz �ber Saatgut f�r ung�ltig hielten, wurde
mit ihrer Amtsenthebung gedroht.

2. Vorlage- und Pr�fungsverfahren

Wenn es darum geht, dass bei einer Rechtsnorm im Rang
oberhalb einer Satzung ein unzul�ssiger Verstoß gegen eine
h�herrangige Norm festgestellt werden soll oder �ber das
anwendbare Recht zwischen zwei gleichrangigen Rechts-
normen entschieden werden soll, muss die betroffene Stelle
bzw. das Gericht von Amts wegen das zust�ndige Organ be-
stimmen lassen (§§ 94f. GGG n.F.). Selbst in den F�llen, in
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81 LI Yahong (Fn. 3).
82 Unter: http://www.legalweekly.cn/index.php/Index/article/id/3951.
83 Die Mehrheit der Gesetze (90 %) werden durch Beh�rden ausgearbeitet;

s. unter: http://www.npc.gov.cn/npc/zgrdzz/2014-10/31/content_1884
280.htm.

84 Unter: http://www.aisixiang.com/data/54515.html.
85 ZHANG Chunsheng/LIN Yan (Fn. 59), 6.
86 XU Xianghua, SJTU Law Review 2014/3, 14.
87 WANG Guisong (Fn. 15), 70, 72.
88 Nr. 5 der Leitentscheidungen des OVG, ver�ffentlicht am 14. 4. 2012.
89 Die Normenkontrolle im Bereich der Verwaltungsklagen wurde vor der

�nderung des VvPG bereits mit dem Sitzungsprotokoll eingef�hrt. Der
Unterschied zur heutigen Regelung liegt darin, dass der Kl�ger zuvor
nicht die M�glichkeit besaß, die Normenkontrolle zu beantragen.

90 PENG Yanan, Legal Science Monthly 2007/3, 108.
91 PENG Yanan (Fn. 90), 119.
92 Bestimmungen des OVG �ber die Zitate der Rechtsnormen

( ) vom 26.
10. 2009.
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denen eine solche Vorlage nicht erforderlich ist und ein zu-
st�ndiges Gericht nach den Kollisionsregeln �ber das an-
wendbare Recht entscheiden kann, wird die Vorlage stets
bevorzugt. Dadurch kann die Legitimationsfrage gel�st wer-
den. Dies erkl�rt auch, weshalb zu derselben Frage mehrfa-
che Anfragen von unteren Gerichten beim OVG gestellt wer-
den.93 Insgesamt hat sich eine bestimmte Routine bei sol-
chen Vorlagen entwickelt, d.h. bei welchem Organ und in
wessen Namen eine Vorlage erfolgen muss.94

Bei rechtswidrigen Normen darf der zust�ndige Normenge-
ber sie gem�ß den §§ 96f. GGG n.F. anpassen bzw. aufheben.
Dies setzt aber eine aktive bzw. passive Pr�fung voraus
(§§ 99f. GGG n.F.). Eine passive Pr�fung wird durch einen
Antrag eingeleitet. Hierzu sind nur der Staatsrat, das Zentral-
milit�rkomitee, das OVG, die Oberste Staatsanwaltschaft
und die VK auf Provinzebene und deren St�ndigen Aus-
sch�sse berechtigt. Ein B�rger kann lediglich einen Vor-
schlag auf Normenpr�fung machen. Die passive Pr�fung
beschr�nkt sich auf Verwaltungsverordnungen, lokale Be-
stimmungen, autonome Bestimmungen und Einzelverord-
nungen; Gesetze und Satzungen sind hiervon ausgenommen.
Eine aktive Pr�fung ist noch seltener: Bei untergesetzlichen
Normen besteht eine Anzeigepflicht (§ 98 GGG n.F.) bei den
jeweils vorgesehenen Stellen. Trotz der St�rkung der Anzei-
gepflicht und der Verpflichtung zur �ffentlichen Bekanntma-
chung der Pr�fungsergebnisse besteht kein Grund zu der An-
nahme, dass die aktive Pr�fung dadurch reibungsloser funk-
tionieren wird. Zum einen besteht nach wie vor keine Pflicht
zur Pr�fung, zum anderen ist das mit der Pr�fung verbundene
Kapazit�tsproblem immer noch nicht gel�st worden. Die Er-
gebnisse der Pr�fung sind in Zukunft �ffentlich bekanntzu-
machen.

VII. Gesamtw�rdigung

Inhaltlich und funktional gesehen handelt es sich beim chi-
nesischen GGG nicht einfach um ein gew�hnliches Gesetz
zur Umsetzung der Verfassung, sondern um ein Gesetz zur
Erg�nzung der Verfassung. Vor diesem Hintergrund ver-
wundert es nicht, dass die j�ngste Reform des GGG der her-
k�mmlichen Konzeption folgt. Eine klare Kompetenzab-
grenzung zwischen den zentralen und lokalen Institutionen

und eine St�rkung der Normenkontrolle bleiben aus. Unver-
�ndert wird zur Qualit�tssicherung auf eine Verbesserung
der Verfahrensregeln gesetzt, um mehr B�rgerbeteiligung
zu erm�glichen. Der gr�ßte Durchbruch ist wohl in der Er-
weiterung der Gesetzgebungsbefugnisse auf der Ebene der
St�dte zu sehen. Dadurch wird dem Bed�rfnis nach regiona-
ler Selbstverwaltung Rechnung getragen. Dies ist grund-
s�tzlich zu begr�ßen, insbesondere mit R�cksicht darauf,
dass eine gr�ßere lokale Autonomie in einem so weitl�ufi-
gen Land mit enormen regionalen Unterschieden wie China
dringend n�tig ist, die Herausbildung f�deralistischer Ele-
mente in China aber viel Zeit erfordern wird. Die miteinan-
der konkurrierenden legislativen Initiativen auf lokaler Ebe-
ne verm�gen innovative Denkanst�ße f�r die ins Stocken
geratene nationale Reform liefern.

Auf der anderen Seite ist aber sicher mit einer deutlichen
Zunahme der Kollisionsf�lle zu rechnen. Die Widerspruchs-
freiheit der Rechtsordnung und die Rechtssicherheit schei-
nen insofern in China noch nicht als ein hohes Gut hinrei-
chend wahrgenommen zu werden. Was die strikte Ableh-
nung des Rechtsschutzes f�r Grundrechte angeht, d�rfte das
neu eingef�hrte Gebot, B�rgerrechte bei der lokalen Nor-
mensetzung nicht zu verk�rzen, ohne eine St�rkung der
Normenkontrolle auf der Strecke bleiben. In dieser Hinsicht
m�sste l�ngerfristig eine L�sung entwickelt werden, um ei-
ner m�glichen lokalen �berregulierung zulasten der B�rger
wirksam entgegensteuern zu k�nnen.
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und in Bern promoviert. Vor ihrer Berufung als Professorin war
die Verfasserin als Rechtsanw�ltin bei der Homburger AG in Z�-
rich t�tig; daneben besitzt sie die chinesische Anwaltsqualifika-
tion und die Anwaltszulassung im US-Bundesstaat New York.

Michael Munzinger, LL.M. (Hong Kong University), Rechtsanwalt, und Dr. Daniel Metzger,
beide Schanghai

Neuerungen im chinesischen Produkthaftungs-
und Lebensmittelrecht
Reaktion des chinesischen Gesetzgebers auf nicht abreißende Lebensmittelskandale

Vor dem Hintergrund zahlreicher Lebensmittelskan-
dale in der j�ngeren Vergangenheit hat der chinesi-
sche Gesetzgeber durch die Reform des chinesischen
Lebensmittelsicherheitsgesetzes zum 1. 10. 2015 das
Haftungsregime versch�rft und den Kreis potentiel-
ler Haftungsadressaten erheblich ausgeweitet. Zuvor
wurde bereits mit Inkrafttreten des Delikthaftungs-
gesetzes vor fast sechs Jahren sowie mit der Reform

des Verbraucherschutzgesetzes im Jahr 2013 das chi-
nesische Produkthaftungsrecht in wesentlichen
Punkten reformiert. Der folgende Beitrag gibt einen
aktuellen �berblick �ber das noch immer auf ver-
schiedene Rechtsquellen verstreute chinesische Pro-
dukthaftungsrecht und geht insbesondere auf die �n-
derungen im Bereich der lebensmittelrechtlichen
Produkthaftung ein.

93 WANG Guisong (Fn.15), 69 ff.
94 WANG Guisong (Fn. 15), 67 f., 70.
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